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Vertretungsrecht der ledigen Mutter in Kinderunterhaltsfragen 
Sachverhalt

Für die Kinder unverheirateter Eltern (Kinder 1999 u. 2000 geboren) wurde damals ein Unterhaltsvertrag erstellt und genehmigt mit der Klausel, dass im April 2005 ein neuer Vertrag erstellt werden muss (weil die Mutter zu jenem Zeitpunkt auf Zahlungen des Vaters verzichtete). 

 

Nun wurde ein neuer Unterhaltsvertrag (durch einen Anwalt) erstellt. Die Mutter fordert darin auch, dass der Vater rückwirkend auf April 2005 gemäss der neuen Berechnung die Unterhaltszahlungen leisten muss. Der Vater verweigert die rückwirkenden Zahlungen. Mit dieser Situation kommt die Mutter zu mir. Falls der Vater bereit ist, werde ich noch mit ihm sprechen und eine einvernehmliche Lösung anstreben.

 

Falls der Vater nicht mitmachen würde, empfahl ich der Mutter, beim Gericht zu klagen. Ich bin der Meinung, dass diese Klage die Mutter als Vertreterin des Kindes selber einreichen kann.

 

Fragen: 

1. Ist meine obige Annahme (Mutter kann stellvertretend für das Kind klagen) richtig? Oder muss eine Beistandschaft errichtet werden? 

2. Ist dies grundsätzlich  auch bei einem Neugeborenen so, wenn der Vater das Kind anerkannt hat, aber keine Einigung beim Unterhalt erzielt werden kann? Kann / soll dann die Mutter selber klagen? 

Bei Neugeborenen werden mir Mutter und Vater von der VB zugewiesen, damit – falls nötig die Vaterschaft geklärt wird – und ich mit den Eltern einen Unterhaltsvertrag zur Genehmigung durch die VB erstellen kann. Dabei werden die Eltern darauf hingewiesen, dass eine Beistandschaft errichtet wird, falls die Vaterschaft und der Unterhalt nicht innert Frist eingereicht werden. Braucht es demgemäss nur eine Beistandschaft wenn die Vaterschaft nicht geregelt ist? Wenn die Vaterschaft geregelt ist, beim Unterhalt aber keine Einigung erzielt werden kann, dementsprechend keine Beistandschaft, da die Mutter dann selber Klagen kann?

Erwägungen

1. Die Unterhaltsklage gemäss Art. 285 und 286 ZGB wird von der gesetzlichen Vertreterin des Kindes oder mit deren Zustimmung vom urteilsfähigen Kind selbst erhoben (Hegnauer, Grundriss des Kindesrechts, § 21.03).  
2. Erfordern es die Verhältnisse, so bestellt die Vormundschaftsbehörde dem Kind eine Beistandschaft nach Art. 308 Abs. 2 ZGB mit der besondern Befugnis an die Beiständin, das Kind bei der Wahrung seines Unterhaltsanspruchs zu vertreten. Wie bei allen Kindesschutzmassnahmen gilt auch hier, dass die Vormundschaftsbehörde nur dann zu intervenieren hat, wenn die Inhaber der elterlichen Sorge nicht von sich aus das Nötige zum Schutz und zur Interessenwahrung des Kindes unternehmen. Die Beistandschaft nach Art. 308 Abs. 2 ZGB ist deshalb nur dann anzuordnen, wenn die Mutter ohne triftigen Grund nichts unternimmt, um den Kinderunterhalt zu regeln, d.h. mit dem Vater eine Vereinbarung zu treffen bezüglich eines angemessenen Beitrages oder ihn vor Gericht einzuklagen (Mustersammlung zum Adoptions- und Kindesrecht 2005, Nr. 111.3 S. 58 f).
3. In der Praxis fühlen sich Mütter vielfach überfordert von dieser Aufgabe, weshalb ohne besondere Anforderungen eine Beistandschaft für das Kind errichtet wird (Hegnauer, Grundriss des Kindesrechts, § 27.20, 27.34). Es kann den Müttern aber auch ohne Weiteres empfohlen werden, sich an eine Anwältin/einen Anwalt zu wenden, welche/r – wenn die entsprechenden Mittel fehlen -  im Rahmen der unentgeltlichen Rechtshilfe den Prozess führen können.
4. Die Gerichtspraxis ist nach wie vor sehr streng in der Regelung der Unterhaltspflicht: Bieten die Eltern nicht innert nützlicher Frist Hand zu einer Vereinbarung, so wird dem Kind -  auch gegen den Willen der Mutter – ein Beistand bestellt, welcher den Auftrag erhält, gegen den Vater, selbst wenn es sich um den Konkubinatspartner der Mutter handelt, zu klagen (ZVW 2005, S. 226 Nr. 5; ZVW 2005, S. 231 Nr. 7).
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 18.3.2006
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